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Die Vertreterversammlung (VV) der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) Nordrhein fasste 
am 14. November 2025 folgende Beschlüsse:

1 Änderung der Satzung
Auf Antrag des Hauptausschusses beschloss die VV Änderungen an der Satzung der KV Nordrhein. Diese 
betreffen die §§ 4 und 13 der Satzung. Mit den Änderungen wird die Grundlage zur freiwilligen Teilnahme 
am Notdienst durch Kooperationsärzte sowie die Einrichtung eines nordrheinweiten Organisationsplanes 
für den Fahrdienst geschaffen. 

Antrag: Hauptausschuss

2 Festsetzung des zusätzlichen Beitrags und des 
Nutzungsentgeltes
Auf Antrag des Vorstands wurde gemäß § 13 Abs. 3 bzw. § 4 Abs. 7 der KVNO-Satzung zur Notdienst-Finan-
zierung eine Umlage und das Nutzungsentgelt festgesetzt. Für das Geschäftsjahr 2026 wird die feste Pau-
schale gemäß § 13 Abs. 3 der Satzung auf 242,00 € je vollem Versorgungsauftrag pro Quartal festgesetzt. 
Der Vomhundertsatz auf die in den zentralen Notdiensteinrichtungen abgerechneten Beträge gemäß § 13 
Abs. 3 der Satzung der KVNO wird auf 10 % festgesetzt. Für das Geschäftsjahr 2026 wird das Nutzungsent-
gelt für Kooperationsärzte gemäß § 4 Abs. 7 Sätze 5 und 6 der KVNO-Satzung auf 10,00 € pro Dienststunde 
festgesetzt.

Antrag: Vorstand

3 Bessere arzneimittelrechtliche Versorgung im  
ärztlichen Bereitschaftsdienst
Die VV fordert den Gesetzgeber auf, im Rahmen der anstehenden Reform der Notfallversorgung eine pa-
tientenfreundliche und effiziente Lösung für die arzneimittelrechtliche Versorgung im ärztlichen Bereit-
schaftsdienst zu schaffen.

Antrag: Vorstand, Herren Dres. Wasserberg und Weisweiler
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4 Effiziente Notfallversorgung – Verantwortung über-
nehmen, Strukturen stärken
Die VV erkennt an, dass es gesetzlicher Maßnahmen bedarf, um die Notfallversorgung zukunftsfest zu 
gestalten. Die im Gesetzentwurf zur Reform der Notfallversorgung vorgesehenen Neuerungen – insbe-
sondere die gezielte Steuerung der Patientinnen und Patienten in die jeweils geeignete Versorgungsebene 
– sind aus VV-Sicht wichtige Schritte, um Ressourcen effizient einzusetzen und die Versorgungssicher-
heit zu erhöhen. Auch der regelhaft vorgeschaltete Einsatz von Telemedizin kann einen Beitrag leisten, 
ärztliche Ressourcen zu schonen. Der Einsatz von geschultem nicht ärztlichen Personal im Fahrdienst ist 
ebenfalls eine mögliche Maßnahme um ärztliche Ressourcen zu schonen.

Die zentralen Forderungen der VV für eine künftige Notfallversorgung lauten: 

Verbindlichkeit der Steuerung: Die durch medizinische Ersteinschätzung und Steuerung vorgegebenen 
Versorgungswege müssen für Patientinnen und Patienten verbindlich sein. Nur so können Ressourcen ge-
zielt eingesetzt und Fehlsteuerungen sowie Überlastungen, insbesondere der Notaufnahmen, wirksam 
verhindert werden. Ohne diese Verbindlichkeit besteht die Gefahr, dass die neu geschaffenen Strukturen 
ihre Wirkung verfehlen und schwer erkrankte Menschen nicht rechtzeitig versorgt werden. 

Faire und auskömmliche Finanzierung: Die im Gesetzentwurf vorgesehene Finanzierung der notwendi-
gen Strukturkosten ist aus unserer Sicht unzureichend. Mit dem Entwurf soll der von der KV organisierte 
Notdienst auf ein umfassendes 24/7 Angebot ausgeweitet werden. Dieses Angebot kann Versorgungs-
lücken für die Patientinnen und Patienten schließen, die keinen Hausarzt haben. Ein solches Angebot 
kann von der KV organisiert werden, muss aber von den Krankenkassen vollständig finanziert werden. 
Diese Strukturen werden als Akutversorgung zusätzlich zur Versorgung aus den Praxen aufgebaut wer-
den müssen. Anders als die GKV, die den Kosten für den Aufbau zusätzlicher Strukturen Einsparungen 
gegenüberstellen kann, z. B. aus dem Rettungswesen, gilt das für die Vertragsärzteschaft nicht. Sie wird 
ausschließlich belastet. Eine nachhaltige und gerechte Notfallversorgung erfordert eine verlässliche und 
auskömmliche Finanzierung aller notwendigen Strukturen und Leistungen. Nur so können die hohen Qua-
litätsansprüche und die Versorgungssicherheit dauerhaft gewährleistet werden. 

Bedarfsgerechte Standorte: Die Festlegung der Standorte von Integrierten Notfallzentren (INZ) muss be-
reits geschaffene Strukturen zwingend berücksichtigen. In Nordrhein wurden in den vergangenen Jahren 
nach gemeinsamer Vereinbarung mit dem MAGS, Kostenträgern und der KVNO Notdienstpraxen zu soge-
nannten Portalpraxen mit gemeinsamen Tresen ausgebaut. Diese entsprechend schon heute den Anfor-
derungen an die INZ. Sofern der Gesetzgeber die Zuständigkeit der Standortauswahl in ein Gremium der 
Selbstverwaltung wie den erweiterten Landesausschuss legen möchte, ist sicherzustellen, dass bereits 
geschaffenen Strukturen unter Bestandsschutz fallen oder aber anfallenden Kosten für den Rückbau und 
Neuerrichtung vollständig refinanziert werden. Die Ärzteschaft hat hier bereits einmal den Aufbau von Por-
talpraxen bezahlt. Jede neue weitere Struktur muss zu 100% von den Krankenkassen finanziert werden.

Antrag: Vorstand, Herren Dres. Wasserberg und Weisweiler
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5 Umstellung von RSA auf ECC: Aussetzen von 
Sanktionen und Verlängerung von Übergangsfristen 
bei nicht zeitgerecht zur Verfügung gestellten eHBA, 
SMC-B, Konnektoren und PVS-Modulen
Die VV setzt sich bei allen politischen Entscheidern auf Landes- und Bundesebene für eine Aussetzung der 
angedrohten Sanktionen ein und fordern eine Fristverlängerung zur Umsetzung in den Praxen, bis die Her-
steller die erforderlichen Komponenten in der erforderlichen Zahl ausliefern können.

Antrag: Herren Dres. Funken, Krieger, Antz, Frau Dr. Rasch, Frau Cremer und Herr Reddemann

6 Vorhaltepauschale: Ermittlung der Fallzahlen
Für die Ermittlung der hausärztlichen Fallzahlen ab 01.01.2026 werden für die Fallzählung auch Behandlungs-
fälle mit der Pseudo-GOP 88192/88194 (HZV) berücksichtigt. Diese Regelung, die andere KVen bereits verein-
bart haben, soll ebenfalls im Bereich der KVNO Anwendung finden. Der Vorstand und die verantwortlichen 
Gremien der KVNO werden beauftragt, eine entsprechende Regelung regional einzuführen oder, falls dies 
nicht möglich ist, sich ersatzweise innerhalb der KBV für eine entsprechende Regelung einzusetzen.

Antrag: Herren Dres. Funken, Krieger, Antz, Frau Dr. Rasch, Frau Cremer und Herr Reddemann

7 Aktivrente 2026 auch für Freiberufler und Selbst-
ständige
Die VV fordert die Bundesregierung auf, die Aktivrente zu überdenken und für alle berufstätigen Ärztinnen 
und Ärzten sowie Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten zu öffnen. Es bietet sich der Steuerfreibe-
trag von 2000 € pro Monat auch für diejenigen Freiberufler und Selbstständige an, die nach Erreichen des 
gesetzlichen Rentenalters weiterarbeiten möchten.

Antrag: Hauptausschuss

https://www.kvno.de/bekanntmachungen
https://www.kvno.de/bekanntmachungen
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8 Änderung des Honorarverteilungsmaßstabs (HVM)
Auf Antrag des HVM-Ausschusses beschloss die VV Modifizierungen am HVM mit Wirkung zum 01.01.2026. 
Der geänderte HVM wird im Bereich „Amtliche Bekanntmachungen“ veröffentlicht unter www.kvno.de/be-
kanntmachungen

Antrag: Hauptausschuss

9 Genehmigung der Gesamtbilanz
Die Bilanz wird per 31. Dezember 2024 von der VV genehmigt und dem Vorstand Entlastung erteilt.

Antrag: Vorstand

10 Genehmigung des Haushaltsplans und Festlegung 
des Verwaltungskostensatzes für 2026 
Der Entwurf des Haushalts für das Geschäftsjahr 2026 wird genehmigt. 

Zur Deckung der Verwaltungskosten des Geschäftsjahres 2026 wird unverändert ein Verwaltungskostensatz 
gemäß § 13 Abs. 2 der Satzung in Höhe von 3,5 % des Arztumsatzes festgelegt. Mitglieder, die ihre Abrech-
nung IT-unterstützt vornehmen, zahlen unverändert 2,8 %. 

Der besondere Aufwand für Terminservicestellen, der insbesondere zur Honorierung mit Einzelleistungs-
vergütung führt, wird anteilig dadurch finanziert, dass gemäß § 13 Abs. 2 S.5 der Satzung ein besonderer 
Verwaltungskostensatz auf EGV-Abrechnungen in Höhe von 0,034 % festgesetzt wird.

Antrag: Vorstand

http://www.kvno.de/bekanntmachungen
http://www.kvno.de/bekanntmachungen
https://www.kvno.de/bekanntmachungen
https://www.kvno.de/bekanntmachungen

